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Pla nzeic henerklärung 
Gemäß Planzeichenvorordnung 1990 v. 18. Dez. 1 990 (BGBI. 1, S. 58) und dar Baunutzungsverordnung i. d. F. dar 
Bekanntmachung vom 23.01.1990, zuletzt geändert durch das Gesetz v. 22. April 1 993 (BGBL 1, S. 466). 

1 .  Bestandsangaben 

Gemarkungsgrenze 

Flurgrenze 

Flurtlücks- bzw. Eigentumsgrenze 
mit Grenzmal 

Höhenlinien mit Höhenangaben über HN 

Flurtlücksnummer 

Wohngebäude mit Hausnummern 

1 1 1 1 1 1 1 1 1
1 

Wirtschaftsgebäude, Garagen 

Im übrigen wird auf die Planzeichenvorachrifl DIN 18702 für großmaßstäbige Karten und Pläne 
verwiesen 

I I . Festsetzungen des Bebauungsplanes

1 .  Art der baulichen Nutzung 
(gern. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

� 
Uberbaubarer Bereich 

IVE A.llge".1.eines Wohngebie.t gern. § 4 BauNVO
- - n,cht uberbaubarer Bere,ch 

1, II usw. 

GRZ 

GFZ 

2. Maß der baulichen Nutzung
(gern. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BouGB, i. V. m .  § 1 6  BouNVO) 

Zahl der Vollgeschosse (Höchstmaß) 

Grundflächenzahl gern. § 1 9  BauNVO 

Geschoßflächenzahl gern. § 20 BauNVO 

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen
(gern. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, i. V. m. §§ 22 u. 23 BauNVO) 

offene Bauweise gern. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BouGB, § 22 u. § 23 BouNVO 

nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig 
Bougrenze 

6. Verkehrsflächen
(gern. § 9 Abs. 1 Nr. 1 1  und Abs. 6 Bau GB) 

� -- -�I Straßenv€rk€hrsfläch€

Straßenbegrenzungslinie auch gegenüber Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung 

HR Fuß- und Radweg 

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt 

1 3. Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und 
zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 

(gern. § 9 Abs. 1 Nr. 20. 25 und Abs. 6 BauGB) 

Umgrenzung von Flachen zum Anpflanzen von Boumen, Strouchern und sonstigen 
Bepflanzungen (gern. § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB, sh. Pflanzenliste im Umweltberi(ht) 

15 .  Sonstige Planzeichen 

Grenze d€s räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplanes 
(gern. § 9 Abs. 7 BauGB) 

Planzeichen ergänzend zur Planzeichenverordnung 

= = = Grenze des räumlichen Geltungsbereichs der angrenzenden Bebauungspläne 

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 

A. Planungsrechtliche Festsetzungen

§ 1 Gebäudehöhen
Der Bezugs-Höhenpunkt zur Bestimmung der Höhe des fertigen Erdgeschossfußbodens ist 
der Schnittpunkt der Mittellinie der erschließenden öffentlichen Verkehrsfläche - OK fertige 
Straßenoberfläche - mit d€r V€rlängerten. senkrncht zur öffentlichen V€rk€hrsfläch€ 
verlaufenden Mittellinie des jeweiligen Baugrundstücks (Grundstücksachse). 
Höhe des fertigen Erdgeschossfußbodens 
Die Höhe des fertigen Erdgeschossfußbodens darf, gemessen von der Oberkante Mitte 
fertiger, erschließender Straße bis zur  Oberkante des fertigen Erdgeschossfußbodens in der 
Mitte des Gebäudes 0,5 m nicht überschreiten. 
Traufenhöhe 
Die Troufenhöhe der Gebäude darf, gemessen von der OK. des fertigen 
Erdgeschossfußbodens bis zum Schnittpunkt d€r Außenkante des aufg€hend€n 
Außenmauerwerks mit der Dachhaut, 3,80 m nicht überschreiten. 
Firsthöhe 
Die Firsthöhe darf, gemessen von der OK. des fertigen Erdgeschossfußbodens bis zur 
Oberkante First - höchster Punkt der Dachhaut - 9,00 m nicht überschreiten. 

' '

§2 Grundflächenzahl /gern. § 1 9  (4) BauNVO) 
Bei der Ermittlung der Grundfläche sind die Grundflächen von 
Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten. 
NebeMnlagen im Sinne des § 14  BauNVO, 
baulichen Anlogen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich 
unterbaut wird, 
mitzurechnen. Eine Überschreitung der in der Planzeichnung festgesetzten maximalen 
Grundfläche durch die in Satz 1 genannten Anlogen von 0,4 auf 0,5 ist zulässig. 

§ 3 M'ndestqröße der Baugrundstücke
Die Mindestgräße der Baugrundstücke muss gern. §9 ( 1)  Nr. 3 BouGB 

bei Einzelhausbebauung 500 m', 
- bei Doppelhausbebauung 400 m' betragen.

§ 4 Zahl der zulässigen Wohnungen
Gern. §9 ( 1 )  Nr.6 BauGB sind pro Wohngebäude nur maximal 2 Wohnungen zulässig. Bei 
Doppelhäusern ist je Doppelhoushälfte nur Wohnung zulässig. 

§ 5 Geschossflächenzahl

§ 6

B. 

1 .  

2. 

Gern. § 20 (3) BouNVO sind die Flächen von Aufenthaltsräumen in anderen Geschossen 
(Nicht-Vollgeschossen) einschli€ßlich der zu ihnen gehörenden Treppenräume und 
einschließlich ihrer Umfassungswände auf die max. zulässige GFZ anzurechnen. 

Eingriffsrnqelunq (§ 1a (3) BauGB 
Mit der Aufstellung dieses Bauleitplanes werden Eingriffe in den Naturhaushalt vorbereitet. 
Aus der Eingriffsbilonzierung im Umweltbericht ergibt sich ein Kompensotionsdefizit von 
6.276 Werteinheiten, die außerhalb des Pl@gebietes ausgeglichen werden. Der 
Eingriffsausgleich erfolgt auf dem Flächenpool der Hasemonnstiftung in der Gemarkung 
Bramsche-Achmer. Eine diesbezügliche Ablösevereinbarung wird vorgenommen. 

Örtliche Bauvorsch riften über die Gesta ltung (§§ 56, 97, 98 NBauo)

Dachformen. Dachneigungen, Dachaufbauten, -einschnitte und Frontspieße 
o) Zulässig sind Satteldächer, Walmdächer, Krüppelwalmdächer, sowie Pultdächer, sofern

diese als in der Höh€ vers€tzte Satteldächer errichtet werden. Di€ zu lässige
Dachneigungsbandbreite beträgt zwis(hen 32 (Mindestda(hneigung) und 45
(Moximaldochneigung). Dachoufboulen sind von dieser Regelung ausgenommen.

b) Dachaufbauten (Gauben)
Maximale Gesamtlänge je Gebäudeseite / Troufenseite·
max. 1 /2 der jeweiligen Traufenlänge.
Dachaufbauten sind so zu errichten, dass
vom Ortgong ein Mindestabstand von 2,0 m,
vom First und vom unteren Dachrand ein Mindestabstand von 1 ,0 m eingehalten
wird.

c) Dacheinschnitte (Loggien) und Frontspieße sind zulässig.
Maximale Gesamtlänge je Gebäudeseite / Traufenseite:
max. 1/3 der jeweiligen Traufenlänge.
Frontspieße und Dacheinschnitte sind so zu errichten, dass
vom Ortgang ein Mindestabstand von 2,0 m,
vom First - unterhalb der Firstlinie - ein Mindestabstand von 1 ,0 m,
vom unteren Dachrand ein Mindestabstand von 1 .0 m (Loggien) eingehalten wird.

Garagen und Nebenonlagen (§ 12  u. § 1 4  BouNVO) 
Garagen und Nebenanlagen sind au(h in Flachda(hbauweise zulässig. 

Einfriedungen 
Einfriedungen sind als Mauern, Holz- und Metallzäune sowie lebende Hecken zulässig. 

a) Lebende Hecken
Lebende Hecken sind zur Einfriedung des Grundstücks bis zu einer Höhe von 1 ,80 m -
gemessen von der Ok. des gewachsenen Bodens auf dem Grundstück, auf dem die Hecke
errichtet wird, bis zur OK. Hecke zulässig. An der Grundstücksseite, von der aus das
Grundstück ers(h lossen wird, darf die Höhe der lebenden Hecke - gemessen von der Ok.
der Mitte der fertigen Straße - 0,80 m nicht überschreiten.

b) Einfriedungen mit Zäunen aus Holz / Metall o.a. und Mauern
Einfriedungen gegenüber öffentlichen Verkehrsflächen, Fußwegen und Plätzen

Die Höhe der Einfriedung der Grundstücksseite, von der aus dos Grundstück erschlossen 
wird, darf - gemessen von der Ok. der fertigen Straßenoberfläche bis zur Ok. der 
jeweiligen Einfriedung eine Höhe von 0,80 m nicht überschreiten. 
Die Höhe der Einfriedung gegenüber öffentlichen Verkehrsflächen, die nicht der Erschließung 
des Grundstücks dienen sowie gegenüber Fußwegen und Spielplätzen darf auf einer Länge 
von mox. 1 0.00 m - gemessen van der Ok. des gewachsenen Bodens ouf dem 
Grundstück bis zur Ok. der jeweiligen Einfriedung - eine Gesamthöhe von 1 ,60 m nicht 
überschreiten. Einfriedungen, die über das vorgenannte Längenmaß hinausgehen, sind ouf 
eine Höhe von maximal 1 ,20 m zu begrenzen. Einfriedungen mit Mauern, Zäunen o.o. mit 
einer Höhe von mehr als 0,60 m sind generell gegenüber öffentlichen Flächen (Straßen, 
Fußwege, Spielplätze etc.) einzugrünen. Sie sind auf den Grundstücken so zu errichten, 
dass BepflonzungsmoBnahmen und Berankungen noch auf den privaten Grundstücksflächen 
durchgeführt werden können. Diese sind von den Eigentümern dauerhaft zu erhalten und 
bei Abgängen zu erneuern. 

Einfriedungen zwischen privaten Grundstücksflächen 
Einfriedungen zwischen privaten Grundstücksflächen dürfen je Grundstückseite auf einer 
Länge von max. 1 0.00 m - gemess€n von der Ok. des gewachsenen Bod€ns auf dem 
Grundstück, auf dem die Einfriedung errichtet wird, bis zur Ok. der jeweiligen Einfriedung 
eine Gesamthöhe von 1 ,80 m nicht überschreiten. Einfriedungen, die über das vorgenannte 
Längenmaß hinausgehen, sind auf eine Höhe von maximal 1 ,20 m zu begrenzen. 

C 

1 .  

Hinweis 

Bodenfunde 
Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frLl hgeschichtliche Bodenfunde 
(dos können u.o sein' Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie 
auffällige Bodenverfärbungen und Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) 
gemacht werden, sind diese gemäß § 1 4  Abs. 1 des Nds. Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) 
meldepflichtig und müssen der Denkmalbehörde der Stadt und des Landkreises Osnabrück 
(Stadt- und Kreisarchäologie, Lotter Straße 2, 49078 OsMbrück, Tel. 0541/323-2277 
oder-4433) unverzüglich gemeldet werden. Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der 
Arbeiten oder der Unternehmer. 
Bodenfunde und Fundstellen sind nach § 1 4  Abs. 2 des NDS(hG bis zum Ablauf von vier 
Werktogen noch der Anzeige unverändert zu lassen bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu 
tragen, wenn nicht die Denkmolschutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbeiten 
gestattet. 

2. Außerkrafttreten von Satzungen

3. 

4. 

5 

Die rechtskräftigen Bebauungspläne Nr. 1 59 und Nr. 209 (1 .  Änderung) treten außer Kraft,
soweit diese von dem Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes Nr. 230 "An den
Helmichsteinen" erfasst werden.

Erschließungsslraße
Die in der Planzeichnung mit einer Gesamtbreite von 5,50 m festgesetzte
Erschließungsstraße und der Wendeplatz werden zunächst gern. der in der Plonzeichnung
festgesetzten Ausboubreite als Boustroße erstellt und erst dann auf eine Gesamtbreite von
7,0 m endgültig ausgebaut, wenn das Baugebiet in östliche Richtung gemäß dem
städtebaulichen Gesamtkonzept "Ruller Esch" erweitert wird.

Immissionen aus der ordnungsgemäßen Bewirtschaftung angrenzender landwirtschaftlicher
Flächen
Die aus der ordnungsgemäßen Bewirts(haftung der angrenzenden landwirtschaftlichen
Flächen resultierenden Immissionen (Stäube, Geräusche, Gerüche) sind als ortsüblich
hinzunehmen Für die in Kenntnis der örtlichen lmmissionssituotion errichteten baulichen
Anlagen können keinerlei Entschädigungen oder Ansprüche gegenüber der Landwirtschaft
oder der Gemeinde gellend gemocht werden.

Versorgungsträger
Die Versorgungsträger sind rechtzeitig vor der Inangriffnahme von Hochbau- und
Erschließungsbaumaßnahmen von den anstehenden Arbeiten zu informieren, damit die
einzelnen Versorgungsträger ihre Arbeiten untereinander und mit den erforderlichen
Baumaßnahmen koordiniernn können.

Präambel und Ausfertigung 

Auf Grund des § 1 Abs. 3 und des § 1 0  des Baugesetzbuches (BauGB) und der §§ 
56, 97 und 98 der Niedersä(hsischen Bauordnung und des § 40 der Niedersä(hsischen 
Gemeindeordnung hat der Rat der Gemeinde Wallenhorst diesen Bebauungsplan Nr. 230 
"An den Helmi(hsteinen", bestehend aus der Planzeifhnung und den 
nebenstehenden textlichen Festsetzungen sowie den 
n€benst€hend€n örtlichen Bauvorschriften über die Gesta ltung, als Satzung beschlossen. 

Wal lenhorst, den 07.11.2005

(SIEGEL) 

Bürgermeister 

Aufstellungsbeschluss 

Der Rat der Gemeinde hat in seiner Sitzung am 22.02.2005 
die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 230 beschlossen. Der Aufstel lungsbes(hluss 
ist gemäß § 2 Abs. 1 BauGB am 04.03.2005 ortsüblich bekanntgemacht. 

Wallenhorst, den 

Bürgermeister 

Planunterlage 

Kartengrundlage: Lieg en sch aftska rt e Geschäftsnachweis 
Lieg en sc h aftska rt e Rulle Flur 1 2 L4-392-2005 
Maßstab: 1 : 1 000 

Die dieser Planunterlage zu Grunde liegenden Angaben des am\lichen Vermessungswesens 
sind nach § 5 des Niedersächsischen Gesetzes über das amtliche Vermessungswesen 
wm 12. 12.2002, Nds. GVBI. 2003, S. 5, geschützt. Die Verwertung für nichteigene oder 
wirtschaftliche Zwecke und die öffentliche Wiedergabe ist nur mit Erlaubnis der u.g. 
Behörde zulässig. 

Die Plonunlerloge entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die 
städtebaulich bedeutsamen baulichen Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze voll-
ständig nach (Stand vom 1 2.04.2005). Sie ist hinsichtlich der Darstellung der Grenzen 
und der baulichen Anlagen geometrisch einwandfrei. 
Die Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei möglich. 

Osnabrück, den 
Behörde für Geoinformotion, Landentwicklung 
und Liegenschaften Osnabrück 
- Katasteramt -

frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit sowie 
der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 

Die Öffentlichkeit ist am 04.03.2005 frühzeitig und öffentlich über die Planung gern. 
§ 3 Abs. 1 BauGB unterricht€t worden.

Die Behörden und sonstwer Träger öffentlicher Belange sind mit Schreiben vom 07.03.2005
über die Planung gern. 4 Abs. 1 BauGB unterrichtet worden und zu einer Stellungnahme 
aufg€fordert worden. 

Wollenhorst, den 

Bü rgerm€ister 

Off entliehe Auslegung 

Der Rat der Gemeinde hat in seiner Sitzung am 31 .05.2005 
dem Entwurf des Bebauungsplanes und der Begründung zugestimmt und seine öffentliche 
Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen. 
Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden om 02.06.2005 ortsüblich 
bekanntgemacht. 
Der Entwurf des Bebauungsplanes und der Begründung hoben vom 13.06.2005 
bis 13.07.2005 gemäß § 3 Abs. 2 BouGB öffentlich ausgelegen. 

Gemäß § 4o Abs. 2 BauGB sind gleichzeitig die Stellungnahmen der Behörden "''
sonstiger Träger öffentlicher Bel@ge gern § 4 Abs. 2 BauGB eingeholt worden. 

Wallenhorst,den 

Bürgermeister 

Satzungsbeschluss 

Der Rat der Gemeinde hat den Bebauungsplan nach Prüfung der Stellungnahmen gemäß 
§ 3 Abs. 2 BauGB in seiner Sitzung om 22.09.2005 als Satzung (§10 BauGB)
sowie die Begründung beschlossen.

Wo llen horsl,den 

Bürgermeister 

Inkrafttreten 

Der Satzungsbeschluss über den Bebauungsplan Nr. 230 "An den Helmichsteinen" ist 
gemäß § 1 0  (3) BauGB am im Amtsblatt für den Landkreis Osnabrück 
bekanntgemacht worden. 
Der Bebauungspl@ ist damit orn rechtsverbindlich geworden. 

Wollenhorst, den 

Bü rgermeister 

Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften 

Innerhalb von zwei Jahren seit Bekanntmachung des Bebauungsplanes sind Verletzungen 
von Verfahrens- und Formschriften gern. § 2 1 4  Abs. 1 BauGB oder beachtliche 
Verletzungen unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 1 BauGB der Vorschriften über das 
Verhältnis des Bebauungsplones und des Flächennutzungsplanes oder beachtliche Mängel 
des Abwägungsvorganges gern. § 21 4 Abs. 3 BouGB nicht gellend gemocht worden. 
Entsprechende Verletzungen oder Mängel werden damit unbeachtlich. 

Wollenhorst, den 

Bürgermeister 

• • 
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